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Kleine Anfrage 
 
der Abgeordneten Luise Amtsberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
und 
 

Antwort 
 
der Landesregierung - Innenminister 
 

Künstliche DNA 
 
 
Vorbemerkung der Fragestellerin: 
 
Bremen will als erstes Bundesland so genannte künstliche DNA einsetzen, um Straf-
täter und ihre Beute aufzuspüren. Mit einem unsichtbaren flüssigen Stoff können 
Wertgegenstände individuell gekennzeichnet werden und im Fall eines Diebstahls 
später dem Besitzer zugeordnet werden. Die künstliche DNA hafte an Fingern oder 
Kleidungsstücken und würde so zu einer Überführung von Straftätern führen. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung: 
 
Die Landesregierung befasst sich zurzeit nicht mit konkreten Überlegungen zum Ein-
satz künstlicher DNA in Schleswig-Holstein, sondern verfolgt die Bremer Initiative mit 
Interesse. Aus diesem Grunde können einzelne Antworten im Folgenden  nur hypo-
thetischer Art sein. 
Zur Veranschaulichung wird ein Flyer der Bremer Initiative als Anlage beigefügt. 
 
 
1.) Ist der Landesregierung die Testphase mit künstlicher DNA in Bremen bekannt? 
a) Wenn ja, gibt es in Schleswig-Holstein Bestrebungen die künstliche DNA einzu-
setzen? 
b) Wenn ja, für welche Bereiche sieht die Landesregierung Einsatzmöglichkeiten? 
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Antwort: 
Das Bremer Projekt „künstliche DNA“ ist der Landesregierung bekannt. 
Zu a) und b) Die Frage nach Einsatzmöglichkeiten stellt sich derzeit nicht. 
 
 
2.) Gibt es gesundheitliche Risiken bei der Verwendung der künstlichen DNA? 
 
Antwort: 
Hierzu liegen der Landesregierung keine Erkenntnisse vor. 
 
 
3.) Muss die künstliche DNA zugelassen werden? Wenn ja, durch wen? 
 
Antwort: 
Die Landesregierung hat sich darüber kein Urteil gebildet. 
 
 
4.) Gibt es nach Ansicht der Landesregierung datenschutzrechtliche Bedenken ge-
gen den Einsatz der künstlichen DNA?  
 
Antwort: 
Siehe Antwort zu 3.) 
 
 
5.) Ist das Besprühen mit künstlicher DNA nach Ansicht der Landesregierung ein 
grundrechtsrelevanter Eingriff? 
 
Antwort: 
Siehe Antwort zu 3.) 
 
 
6.) Muss eine neue Rechtsgrundlage geschaffen werden, um Personen auf ein „be-
sprüht sein“ zu überprüfen?  
a) Wenn ja, wie könnte diese aussehen?  
b) Wenn nein, auf welcher Grundlage würde sich nach Ansicht der Landesregierung 
eine verdachtsunabhängige Überprüfung von möglicherweise einer Vielzahl von 
Menschen stützen? 
 
Antwort: 
Siehe Antwort zu 3.) 
Zu a) und b) Die Landesregierung wird sich darüber ein Urteil bilden, wenn Entschei-
dungen anstehen. 
 
  
7.) Reicht nach Ansicht der Landesregierung ein Haften der künstlichen DNA am 
Körper einer Person als Vollbeweis für eine Straftat? 
 
Antwort: 
Siehe Antwort zu 3.)  
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8.) Wie beurteilt die Landesregierung die Möglichkeit des Rechtsmissbrauchs durch 
die Eigentümer der besprühten Sachen selbst.  
 
Antwort: 
Siehe Antwort zu 3.) 
 
 
 






